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dem bislang in keiner Weise durch gesetzliche Änderungen 
Rechnung getragen wurde. Das Urheberrecht entstammt in 
seinen Grundzügen und wesentlichen Ausprägungsformen 
aus Zeiten, in denen es nur Wenige anging. Entsprechend 
wurde es als reine Fachmaterie konzipiert. Die Regelungs-
mechanismen des Urheberrechts sind auf spezielle Rege-
lungsadressaten zugeschnitten, wie professionell agierende 
Unternehmen (Musik-, Filmindustrie, Verlagswirtschaft etc.), 
spezialisierte Verwertungsgesellschaften und durch Anwäl-
te und Manager vertretene, professionelle kreativ Schaffen-
de. Diese Konzeption war funktional, solange Privatnutzer 
vom Urheberrecht nicht betroffen waren. 

Diese Beschreibung ist etwa bis zur Mitte des 20. Jahrhun-
derts zutreffend. Bis dahin waren Privatpersonen schon rein 
faktisch nicht in der Lage, urheberrechtlich geschützte Wer-
ke im urheberrechtlichen Sinn zu nutzen, da es an Repro-
duktions- oder gar Verbreitungstechnologien in den Haus-
halten fehlte. Die Bürger konnten lediglich Bücher und Zei-
tungen lesen, Musik hören oder Filme anschauen. All dies 
sind Handlungen, die das Urheberrecht nicht erfasst, da der 
eigentliche „Werkgenuss“ keine urheberrechtlich relevante 
Nutzung darstellt. 

Erst mit dem Aufkommen erster Vervielfältigungstechnolo-
gien wie zunächst der Tonbandgeräte kamen Privatperso-

Das Urheberrecht ist heutzutage eines der umstrittensten 
Regelungsgebiete überhaupt. Längst hat es den Weg he-
raus aus den reinen Fachdiskursen in die öffentliche Dis-
kussion gefunden. Auffallend ist, wie das Urheberrecht die 
Gemüter erhitzt, wie sehr es zu Auseinandersetzungen in 
einem Ausmaß führt, dass bereits von „Copyright Wars“ 
die Rede ist. Regelungsvorhaben, wie der Stop Online Pi-
racy Act (SOPA) und der Prevent Internet Piracy Act (PIPA) 
in den USA oder das sogenannte Anti-Counterfeiting Trade 
Agreement (ACTA) haben weltweit hunderttausende Men-
schen dazu gebracht, auf die Straße zu gehen. Schriftstel-
ler und Journalisten oder Drehbuchautoren schließen sich 
in Initiativen zusammen, die in Tageszeitungen Respekt vor 
dem Urheberrecht fordern. Die von ihnen als Piraten und 
Raubkopierer bezeichneten Bürger schlagen mit Kampf-
begriffen wie „Content-Mafi a“ zurück, maskieren sich als 
„Anonymous“ und attackieren mit DoS-Attacken die Server 
der GEMA oder machen ihrem Unmut über das politische 
Establishment Luft, indem sie die Piratenparteien in vielen 
europäischen Ländern in die Parlamente wählen.

Die Frage ist, wie es zu einer derartigen Eskalation in Bezug 
auf ein Thema kommen konnte, das jahrhundertelang nur 
im Fachdiskurs eine Rolle spielte. Hätte man vor 15 Jahren 
eine Volksbefragung über das Urheberrecht durchgeführt, 
wäre im Zweifel herausgekommen, dass weniger als 10% 
der Menschen überhaupt wissen, dass es so etwas gibt, 
geschweige denn, was es damit auf sich hat. Das hat sich 
mit dem Aufkommen und der Durchsetzung des Internets 
als Kommunikationsmedium spätestens durch die Evolution 
zum „Web 2.0“ schlagartig geändert.

Der Bedeutungswandel des Urheberrechts

Der wesentliche Grund für die massiven Auseinandersetzun-
gen über das Urheberrecht ist dessen Bedeutungswandel, 
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gelung überdacht und neu geordnet werden müssen, wenn 
deren Adressatenkreis in kurzer Zeit von einer hoch spezia-
lisierten, sehr kleinen Zielgruppe auf Millionen oder gar Milli-
arden von Privatpersonen ausgeweitet wird.

Der Umstand, dass das Urheberrecht bislang weit davon 
entfernt ist, diese beiden Aspekte angemessen zu berück-
sichtigen, ist der Hauptgrund für die oben beschriebenen 
„Copyright Wars“. Weder ist bislang auch nur der geringste 
(politische) Wille dafür erkennbar, die neue soziale Funktion 
des Urheberrechts und die hiermit einhergehenden Verän-
derungen der Interessenkonstellation anzuerkennen oder 
gar entsprechend zu handeln. Noch gibt es Hinweise auf 
politische Initiativen, das Urheberrecht, als das allgemeine 
Verhaltensrecht, zu dem es geworden ist, so stark zu verein-
fachen, dass es als eine Art Straßenverkehrsordnung für das 
Internet dienen kann. 

Die letzten ca. 15 Jahre der Urheberrechtsentwicklung sind 
vielmehr durch gänzlich andere Motive geprägt. Aus Sicht 
des Urheberrechts (und der hiervon begünstigten Inhaber 
von Rechten) wurde das Internet von Anfang an stets nur 
als Bedrohung wahrgenommen. Die Politik beschäftigt sich 
seither (annähernd ausschließlich) mit der Frage, wie man 
„Online-Piraterie“ bekämpfen kann. Gerade auf internatio-
naler Ebene gehen Reformüberlegungen zum Urheberrecht 
nicht dahin, das System zu optimieren und angepasste Re-
gelungen zu entwickeln, sondern nur dahin, wie man das 
bisherige Urheberrecht besser durchsetzen (Englisch: „to 
enforce“ = „erzwingen“) kann. Dabei ist es doch offensicht-
lich, dass ein Recht, das millionenfach erzwungen werden 
muss, grundlegende Defi zite aufweist, die nachhaltig nur 
durch konzeptionelle Änderungen behoben werden kön-
nen. Dies wird jedoch auf politischer Ebene und in Kreisen 
der Lobbyisten der Kreativwirtschaft offensichtlich ebenso 
wenig registriert, wie die Tatsache, dass nachhaltige Ände-
rungen allen Beteiligten dienen und für alle unbedingt erfor-
derlich sind.

Die Herausforderung

Viele Urheberrechtswissenschaftler sind sich vor diesem 
Hintergrund einig, dass es mit Detailverbesserungen im 
Urheberrecht nicht getan ist. Ein Urheberrecht für das 21. 
Jahrhundert muss eine Vielzahl von Interessen ausgleichen. 
Es muss ebenso die Interessen derjenigen berücksichti-
gen, die mit ihren geistigen Schöpfungen oder Produktio-
nen Geld verdienen und Investitionen amortisieren wollen, 
wie die Interessen der Allgemeinheit. Gerade letztere sind 
äußerst vielfältig und diffi zil, werden hiermit doch so unter-
schiedliche Aspekte wie die Informations- und Kommunika-
tionsfreiheit oder der Schutz der Privatsphäre, das Interesse 
an Bildung und Forschung, der Vermittlung von Kunst und 

nen in Berührung mit dem Urheberrecht. Auch private Ko-
pien waren jedoch noch eine ziemlich lange Zeit so einfach 
zu handhaben, dass der Nutzer gar nicht merkte, dass es 
ein Urheberrecht überhaupt gab. Der Gesetzgeber bediente 
sich einer ebenso sachlogischen wie genialen Konstruktion: 
Man schuf die sogenannte Privatkopierschranke, die alle 
Nutzungen abdeckte, zu denen Verbraucher zu jener Zeit in 
der Lage waren (Musik aufnehmen, Fotokopien anfertigen 
usw.). Um die Rechteinhaber hierfür zu entschädigen, er-
fand man die Geräte- und Leermedienabgaben, bei denen 
ein kleiner Teil des Kaufpreises von Vervielfältigungsgeräten 
über Verwertungsgesellschaften an die Rechteinhaber ab-
geführt wird. Weder bemerkte der Nutzer dies, noch konn-
te er diese mittelbaren Kompensationssysteme umgehen. 
Urheberrechtsverletzungen waren dem Bürger mit anderen 
Worten kaum möglich.

Die Relevanz des Urheberrechts für Privatpersonen änder-
te sich schlagartig mit der Verfügbarkeit von Internet-An-
schlüssen für private Haushalte. Durch allgegenwärtige Di-
gitaltechnologien wie Computer und Mobiltelefone und de-
ren Anschluss an das Internet kann mittlerweile annähernd 
jeder Mensch nicht nur Nutzer und Urheber, sondern auch 
Produzent und Vertreiber sein. Von diesen Möglichkeiten 
machen Millionen von Menschen jeden Tag Gebrauch. Sie 
machen Fotos und stellen sie ins Internet. Sie nehmen Fo-
tos von anderen Webseiten und laden sie in ihre Blogs und 
Webseiten ein. Sie laden Texte, Musik oder Filme aus dem 
Netz herunter, gestalten digitale Kollagen, Bildbearbeitun-
gen, Heim-Videos, Remixes und Mashups und laden sie bei 
YouTube, Flickr oder Rapidshare hoch, um sie anderen zu 
zeigen oder sie zu teilen.

Mit der viel beschworenen „Gratis-Mentalität“ hat das nichts 
zu tun. Im Prinzip tun die Menschen, was sie immer taten: 
Sie sind kreativ und kommunizieren darüber, tauschen sich 
mit anderen aus und teilen, was sie entdeckt oder geschaf-
fen haben. Verändert haben sich lediglich die technischen 
Mittel, mit denen diese kulturellen und sozialen Praktiken 
ausgeübt werden können. Der Dateiaustausch über File-
sharing-Netze entspricht – auch wenn die Auswirkungen für 
die Rechteinhaber sehr viel schwerwiegender sein mögen 
– als Verhaltensschema dem „sharing“ von selbst aufge-
nommenen Musiksamplern auf Leerkassetten, die auf dem 
Schulhof getauscht wurden. Anders als dort muss jedoch 
beim Online-Teilen und -Kommunizieren das Urheberrecht 
beachtet werden.

Diese Ausweitung des urheberrechtlichen Anwendungsbe-
reichs führt naturgemäß zu erheblichen Friktionen. Einer-
seits ist es evident, dass Schwierigkeiten auftreten müssen, 
wenn Gesetze für Profi s mit einem Mal von jedermann be-
folgt werden müssen. Nicht weniger offensichtlich ist (ei-
gentlich) auch, dass die Wertungen einer gesetzlichen Re-



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
701

Analysen und Berichte Rechtspolitik

In diesem Umfeld sind diejenigen, die in einem digitalen Zeit-
alter Geld mit der Zugänglichmachung kreativer Leistungen 
an den Endnutzer verdienen wollen (professionelle Urheber, 
Verlage, Musikunternehmen, Filmkonzerne, Softwareunter-
nehmen usw.), ganz besonders darauf angewiesen, dass 
Nutzer es akzeptieren, für kreative Güter zu bezahlen. Die-
se Abhängigkeit wird weiter wachsen. Denn eines scheint 
sicher: Weder werden die alten Zeiten zurückkehren noch 
wird es in Zukunft wieder möglich sein, die Nutzer effektiv 
dazu zu zwingen, ein Urheberrecht einzuhalten, das sie ab-
lehnen. Umgekehrt ausgedrückt ist es naiv zu denken, dass 
man die Menschen im Internet mit rechtlichen Mitteln effi -
zient daran hindern können wird, was die Technik ihnen er-
möglicht. Ob man das gut oder schlecht fi ndet, wird daran 
nichts ändern.

Letztlich ist das Recht angesichts dieser Problemanaly-
se ohnehin oft nur Platzhalter für anders gelagerte Fragen. 
Auch grundlegende Änderungen des Urheberrechts werden 
nicht dazu führen, dass die Veränderungen der Märkte und 
Nutzungsgewohnheiten aufgehalten oder gar zurückgedreht 
werden. Der Ruf nach besseren Gesetzen lenkt in vielen Fäl-
len allenfalls vom eigentlichen Problem ab. Die Antworten zu 
den eigentlichen Fragen, wie etwa, wie mit journalistischen 
Inhalten zukünftig Geld verdient werden kann oder es gelin-
gen kann, den Musikmarkt wieder auf Erfolgskurs zu brin-
gen, wird man hier jedoch nicht fi nden. Das Urheberrecht 
gibt zwar wichtige Rahmenbedingungen für den Markt vor. 
Es führt aber für sich genommen nicht dazu, dass auch nur 
ein Musikstück oder Buch mehr verkauft wird oder eine Per-
son mehr ins Kino geht. Das wird auf dem Markt und über 
den Wettbewerb entschieden.

Regelungsansätze für ein modernes Urheberrecht

In Bezug auf die Optionen, die sich bei einer Neuordnung 
oder zumindest Anpassung des Urheberrechts bieten, ist 
es sinnvoll, zwischen kurz-, mittel- und langfristigen Pers-
pektiven zu unterscheiden. Grund für diese Priorisierung 
ist weniger die Dringlichkeit der jeweiligen Maßnahmen als 
vielmehr der Umstand, dass manche Maßnahmen mehr Zeit 
benötigen als andere. Hindernisse ergeben sich einerseits 
aus der unterschiedlich vorangeschrittenen politischen Wil-
lensbildung. Manche Probleme wurden bereits erkannt und 
für gewichtig erachtet und könnten daher in absehbarer Zeit 
lösbar sein. Andere sind bislang weitgehend unbekannt 
oder wollen nicht erkannt werden. 

Noch wesentlicher als die politischen Hindernisse sind die 
juristischen. Das Urheberrecht ist vielfach in internationalen 
Verträgen und im EU-Recht geregelt. Nationale Reformen 
bedingen daher nicht selten, dass zuvor internationale oder 
europäische Vorgaben geändert werden. Und das ist ein 
schwieriger und zeitraubender Prozess.

Kultur, einer fl orierenden Kreativwirtschaft, Arbeitsplätzen 
und vielem mehr adressiert. 

Bevor man sich die Frage stellt, wie das Urheberrecht ange-
passt werden muss, um den Anforderungen der Informati-
onsgesellschaft dienen zu können, ist es entscheidend, sich 
die Situation noch einmal genau vor Augen zu führen. 

Nach geltendem Recht ist sehr viel von dem verboten, was 
den Menschen (technisch) möglich ist. Von Privatpersonen 
wird erwartet, dass sie sich dessen bewusst sind, ihre tech-
nischen Möglichkeiten und persönlichen Bedürfnisse nicht 
ausleben und sich rechtstreu verhalten. Weil sie das weder 
können noch wollen, werden sie zu Tausenden abgemahnt 
und verklagt. Dies und andere Umstände haben dazu ge-
führt, dass das Urheberrecht als äußerst ungerecht emp-
funden wird. Ein massiver Akzeptanzverlust und weit ver-
breiteter „ziviler Ungehorsam“ in Form von Urheberrechts-
verletzungen sind die Folge. Gerade im Hinblick darauf, 
dass das Internet schwer zu kontrollieren und damit schwer 
zu erzwingen ist, sind das fatale Entwicklungen. Leidet ein 
Recht wegen eines Kontrollverlustes an Durchsetzungs-
schwierigkeiten, ist es umso mehr auf Akzeptanz angewie-
sen. Für nachhaltige Akzeptanz wiederum bedarf es eines 
Wertebewusstseins (und nicht, wie meist behauptet wird, 
eines Unrechtsbewusstseins)1 auf Seiten der Regelungsad-
ressaten. 

Zugespitzt könnte man sagen, dass es heute ein mehr oder 
weniger freiwilliger Akt ist, für Kopien von Musik, Filmen 
oder Software zu bezahlen. Annähernd jeder kreative Inhalt 
ist im Internet auch kostenlos zu bekommen.2 Das Rechts-
verfolgungsrisiko ist, trotz des Versuchs fl ächendeckender 
Rechtserzwingung, gering, vor allem wenn man sich tech-
nisch auskennt. 

1 Ein Unrechtsbewusstsein an sich reicht nicht aus, wenn das Recht 
leicht umgangen werden kann. Allein der Umstand, dass etwas verbo-
ten ist, führt nicht dazu, dass die Regel befolgt wird, erst recht nicht, 
wenn Verstöße kaum verfolgt werden (können). Zum Ziel führt daher 
nur ein Wertebewusstsein, mit dem auch moralische Werte verknüpft 
sind. Erst wenn jemand das Gefühl hat, beim Verstoß gegen Rechte 
auch Unrecht zu tun, mit anderen Worten, wenn Wertebewusstsein und 
Regel in Einklang stehen, wird ein nachhaltiger Schutzeffekt erzielt.

2 Menschen, die freiwillig Geld für kreative Güter bezahlen, tun dies we-
niger, um Zugriff auf das jeweilige Produkt zu erlangen (denn dieser 
ist auch kostenlos erhältlich). Zu zahlen bereit sind die Nutzer viel-
mehr für die Annehmlichkeit, gut strukturierte, angemessen bepreiste 
und vor allem mit großem Angebot ausgestattete Dienste verwenden 
zu können. Die Aufgabe der Anbieter liegt darin, Werte zu vermarkten, 
die nicht kopiert werden können. Solche immateriellen Werte können 
z.B. sein: Unmittelbare Verfügbarkeit, Personalisierung, Authentizität, 
Verkörperung (wie z.B. besonders edle Versionen von Musikalben 
oder Filmen oder Live-Auftritten) oder Auffi ndbarkeit (siehe K. Kelly: 
Better than free, 2008, http://www.edge.org/3rd_culture/kelly08/kel-
ly08_index.html).
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Medien einsetzen und einsetzen müssen. Der derzeitige 
Rechtsrahmen gestattet das nur sehr eingeschränkt und 
gehört daher dringend angepasst.

Ein Beispiel: Um das kulturelle Erbe zu erhalten und ver-
fügbar zu machen, bedarf es heute äußerst aufwändiger 
und teurer Maßnahmen der digitalen Langzeitarchivie-
rung. Um diese vorzunehmen, sind Eingriffe in das Ur-
heberrecht unumgänglich. Analoge Werke müssen digi-
talisiert, digitale Werkstücke konvertiert, auf Servern und 
Backupsystemen redundant gespeichert werden und 
vieles mehr. Die Archivregelungen des Urheberrechts 
stammen von 1965. Sie sind in Bezug auf die Archivierung 
auf Kopien von Texten oder Fotos auf Mikrofi che oder per 
Fotokopie zugeschnitten und erlauben es daher ledig-
lich „einzelne Vervielfältigungsstücke von einem eigenen 
Werkstück“ (einem Original) zu erstellen. Viele der für die 
digitale Langzeitarchivierung erforderlichen Nutzungs-
handlungen sind daher nicht zulässig. Sollen sie dennoch 
vorgenommen werden, müssen nach geltendem Recht 
Verträge mit Rechteinhabern und/oder Verwertungs-
gesellschaften geschlossen werden. Dies wiederum ist 
aufgrund der Komplexität von Lizenzierungsprozessen in 
der Regel gar nicht möglich. Mit ähnlichen Problemen ha-
ben Schulen, Museen, Universitäten zu kämpfen.

• Maßnahmen gegen den „Abmahnwahn“: Einer kurzfris-
tigen und dringlichen Korrektur bedarf das Urheberrecht 
zudem in Bezug auf Massenabmahnwellen, die vor allem 
von der Musik-, Film- und Games-Industrie gegen End-
nutzer wegen Urheberrechtverletzungen in „Tauschbör-
sen“ durchgeführt werden. Hunderttausende Privatnut-
zer werden jährlich wegen Up- und Downloads von teils 
einzelnen Dateien in solchen Systemen zu mitunter ho-
hen Geldzahlungen gezwungen. 

Eine solche Art der Rechtsdurchsetzung schadet der – 
wie oben beschrieben dringend notwendigen – Akzep-
tanz des Schutzes geistiger Leistungen massiv. Nach 
persönlichem Eindruck verstoßen gerade junge Leute 
mittlerweile oft gewollt gegen das Urheberrecht, weil 
sie derartige Maßnahmen als höchst ungerecht empfi n-
den. Darunter leiden nicht nur die Gesellschaft und das 
Rechtsprinzip als solches, sondern auch die Kreativen 
und die Wirtschaft. Werden Urheberrechtsverletzungen 
als Akte zivilen Ungehorsams nicht nur toleriert, sondern 
sogar goutiert, wird das Schutzsystem früher oder später 
kollabieren.

Da dies in manchen Branchen offenbar nicht realisiert 
wird, hat der Gesetzgeber schon 2008 eine Regelung in 
Kraft gesetzt, die Massenabmahnungen unrentabel ma-
chen soll. Der erwünschte Eindämmungseffekt blieb aber 
bislang aus. Tatsächlich werden heute mehr Abmahnun-

Kurzfristige Maßnahmen

Besonders dringlich erscheinen derzeit mehrere Maßnah-
men. Sie alle sind – da hier keine Änderungen im europäi-
schen oder internationalen Recht notwendig sind – kurzfris-
tig umsetzbar.

• Reform des Urhebervertragsrechts: Der Gesetzgeber 
sollte das sogenannte Urhebervertragsrecht weiterent-
wickeln. Das Urhebervertragsrecht dient vor allem dazu, 
den Urheber davor zu schützen, bei Verträgen mit Ver-
wertern übervorteilt zu werden. Da der Urheber auf den 
Märkten mit kreativen Gütern zumeist der schwächste 
Teilnehmer ist, ist ein solcher Schutz von herausragender 
Bedeutung. 

Der Gesetzgeber hat dies erkannt und das Urheberver-
tragsrecht in einer Urheberrechtsreform 2002 erheblich 
ausgebaut. Unter anderem wurde ein „Anspruch auf eine 
angemessene Vergütung“ eingeführt, der jedem Urheber 
das Recht verleiht, eine solche von seinem Vertragspart-
ner zu verlangen. Bislang ist der Anspruch jedoch nur 
schwer durchsetzbar, insbesondere deshalb, da es Ver-
bänden von Urheber- und Verwertervertretern in kaum ei-
nem Fall gelungen ist, sich auf „gemeinsame Vergütungs-
regeln“ zu einigen, in denen die Höhe der angemessenen 
Vergütung eigentlich allgemeinverbindlich festgelegt wer-
den soll. Das Gesetz sieht solche Vergütungsregeln zwar 
als selbstregulative Maßnahme vor, es fehlt lediglich an 
einer verbindlichen Vorgabe, sich auf solche in angemes-
sener Zeit zu einigen. Dies wiederum ist ganz wesentlich 
für die Urheber, um den Anspruch auf angemessene 
Vergütung durchsetzen zu können: Bestehen keine allge-
meinverbindlichen Regelungen müssen einzelne Urheber 
gegen ihren Verlag oder sonstigen Verwerter direkt vor-
gehen, um sich eine „angemessen Vergütung“ zu erstrei-
ten. Angesichts der schwierigen Marktsituation, z.B. bei 
freien Journalisten, ist das meist ein riskantes Unterfan-
gen.

Das Gesetz bedarf diesbezüglich letztlich nur einiger 
Feinjustierungen, um mehr Verbindlichkeit für die Kontra-
henten zu schaffen. Diese könnten im Zuge der nächsten 
Urheberrechtsreform (dem sogenannten Dritten Korb) 
vorgenommen werden.

• Mehr Nutzungsfreiheiten für Kulturinstitutionen, Bildung 
und Wissenschaft: Bildungs- und Kulturinstitutionen (wie 
Museen, Archive, Universitäten, Schulen) klagen seit 
vielen Jahren darüber, dass sie ihrem jeweiligen öffentli-
chen Auftrag unter dem geltenden Urheberrechtsregime 
nicht mehr nachkommen können. Es fehlt vor allem an 
angepassten Nutzungsfreiheiten, die berücksichtigen, 
dass auch die öffentlichen Institutionen digitale (Online-)
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es Privatpersonen erlaubt, Dateien mit urheberrechtlich 
geschützten Inhalten online zu teilen.  Über die Kultur-
fl atrate wird bereits seit Jahren in Wissenschaft und Po-
litik diskutiert. Wie andere pauschale Vergütungsmodelle 
hat sie den Vorteil, dass alltägliche Handlungen erlaubt 
und ohne Umgehungsmöglichkeit vergütet werden. Der 
Nutzer muss – je nachdem wie die Regelung ausgestaltet 
wäre – keine Details des Urheberrechts kennen. Erlaubt 
ist, was gemacht wird und hierfür wird gezahlt.  Es gibt 
verschiedene Gründe, warum die Kulturfl atrate in der 
politischen Debatte nicht so recht vorankommt. Politisch 
und juristisch betrachtet ist sie problematisch, da hierfür 
im Zweifel zunächst eine EU-Richtlinie geändert werden 
müsste. Ökonomisch ist sie problematisch, weil nicht klar 
ist, wie sich der legitimierte Dateitausch auf die noch jun-
gen Online-Geschäftsmodelle z.B. der Musik- und Film-
industrie auswirken würde. Gesellschaftspolitisch ist sie 
wie jede Pauschalgebühr (man denke z.B. an die GEZ) 
problematisch, da viele Menschen zahlen müssten, die 
die hiermit eröffneten Möglichkeiten gar nicht wahrneh-
men wollen oder können. 

Andererseits gibt es auch gute Gründe für eine solche 
Lösung, vor allem angesichts des untragbaren Zustands, 
dass derzeit Millionen Menschen widerrechtliche Hand-
lungen vornehmen, hierfür aber keinerlei Kompensation 
für die Rechteinhaber erfolgt, es sei denn, sie werden 
über drastische rechtliche Maßnahmen erzwungen. Bei 
allen Nachteilen des konkreten Ansatzes der Kulturfl at-
rate ist das dahinterliegende Prinzip, den Privatnutzer in 
der Gleichung des Urheberrechts nur als Zahler, nicht 
aber als aktiven Regelungsadressaten zu verstehen, mit-
tel- und langfristig betrachtet der richtige Ansatz. Diesem 
liegt das bereits mit Einführung der Privatkopierregelung 
(1966) anerkannte Prinzip zugrunde: „Vergüten, was man 
nicht kontrollieren kann, erlauben, was man nicht verbie-
ten kann“. Insofern sollte das Augenmerk auch auf solche 
Modelle gerichtet werden.

Langfristige Maßnahmen: Umkehr der Zweckentfremdung 
des Urheberrechts

Das moderne Urheberrecht wurde seit jeher mit dem 
Schutzbedürfnis des Urhebers begründet. Das „geistige, 
persönliche Band“ zwischen Urheber und Werk solle ge-
schützt und ihm eine Einnahmequelle verschafft werden. 
Getragen vom Zeitgeist der Spätromantik und der Auf-
klärung wurde das Urheberrecht rechtsphilosophisch so 
erklärt, dass es keiner Begründung oder Rechtfertigung 
bedarf. Es ist ein Naturrecht, das als „Geistiges Eigentum“ 
bezeichnet wird. 

Bei genauerem Hinsehen entspricht das heutige Urheber-
recht diesen Grundgedanken nicht mehr. Bei noch genau-

gen an Privatpersonen verschickt als je zuvor. Angesichts 
dessen hat das Bundesministerium der Justiz 2011 einen 
Gesetzesvorschlag vorgelegt, der Ahmahnwellen effekti-
ver verhindern soll.3 Diese Reform liegt jedoch – wie auch 
eine Reihe anderer notwendiger Reformen des Urheber-
rechts – derzeit offenbar auf Eis.

Mittelfristige Maßnahmen

• Vereinfachung des Urheberrechts: Der Abmahnwahn ist 
nur Ausfl uss des tiefer liegenden Problems, dass Privat-
nutzer das Urheberrecht nicht verstehen und/oder nicht 
einhalten wollen. Um dem eigentlichen Problem zu be-
gegnen, müsste das Urheberrecht stark vereinfacht oder 
– besser noch – ein Weg gefunden werden, den Privat-
nutzer als Regelungsadressaten aus dem Urheberrecht 
zu entfernen (wie es früher war) und nur noch als Zahlen-
den zu verstehen. Ein wie bisher konzeptioniertes Urhe-
berrecht kann jedenfalls nicht funktionieren, wenn es sich 
unmittelbar auch an Privatpersonen richtet. 

Eine derartige Vereinfachung des Urheberrechts mit dem 
Ziel, dass es als Straßenverkehrsordnung des Internets 
taugt, ist nicht möglich. Das Urheberrecht ist derart fa-
cettenreich, dass es für juristische Laien unmöglich sein 
dürfte, jede Regel einzuhalten, ohne dabei annähernd 
vollständig auf die eröffneten Nutzungsfreiheiten zu ver-
zichten.4 Die Formulierungen des Gesetzestextes zu 
vereinfachen wird jedenfalls nicht ausreichen. Privatper-
sonen werden in der Regel keine Gesetzestexte lesen. 
Interessanter sind daher solche Konzepte, die letztlich 
dazu führen, dass Privatpersonen gar nicht mehr gegen 
das Recht verstoßen können. Sie basieren auf der (alten) 
Grundidee, dass Handlungen von Privatpersonen gene-
rell gestattet sind und hierfür mittelbar pauschale Vergü-
tungen entrichtet werden, die nicht umgangen werden 
können. Vorbild für solche Regelungssysteme ist das 
Modell der Privatkopie und der Geräte- und Leermedie-
nabgaben. 

• Die sogenannte Kulturfl atrate beispielsweise ist ein Mo-
dell, nach dem jeder Inhaber eines Internet-Anschlusses 
eine zusätzliche Gebühr bezahlen soll, die (obligatorisch 
und unumgänglich) vom Internet-Provider auf die An-
schlussgebühr aufgeschlagen wird. Im Gegenzug wird 

3 Siehe z. B. http://www.sueddeutsche.de/digital/abzocke-im-internet-
justizministerin-sagt-abmahn-industrie-den-kampf-an-1.1179632. 

4 Gemeint ist: Rechtsverletzungen könnten natürlich theoretisch da-
durch vermieden werden, dass diejenigen, die nicht genau wissen, 
was erlaubt und was verboten ist, keine urheberrechtlich relevanten 
Handlungen mehr vornehmen. Schon allein die Frage, was urheber-
rechtlich relevant ist und was nicht, überfordert die meisten Privat-
personen und „Nicht-Fachleute“ jedoch regelmäßig. Dies zeigt sich 
deutlich an der unermesslichen Vielzahl und Vielfalt der heute stattfi n-
denden Urheberrechtsverletzungen. 
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forderungen und wichtigsten Ansatzpunkte für zukünftige 
Urheberrechtsreformen. Eine konzeptionelle Lösung läge 
darin, die Interessen von Urhebern und Verwertern rege-
lungssystematisch zu trennen. Man könnte in diesem Zuge 
ein „richtiges“ Urheberrecht schaffen, das den Interessen 
der Kreativschaffenden tatsächlich gerecht wird (das z.B. 
als wesentliches Element neben den Persönlichkeitsrechten 
ein starkes Urhebervertragsrecht aufweist). Neben das Ur-
heberrecht wären spezielle Wirtschaftsrechte zu stellen, die 
gleichermaßen die wirtschaftlichen Interessen der Verwerter 
(Werkmittler) als auch einen funktionierenden Wettbewerb 
sichern. Anders als die heutigen Leistungsschutzrechte (die 
als „verwandte Schutzrechte“ stark an das Urheberrecht an-
gelehnt sind, ohne dass eine Begründung hierfür ersichtlich 
wäre) wären Urheber- und Verwerterrechte grundlegend un-
terschiedlich auszugestalten; die hieraus fl ießenden Rechts-
positionen müssten stark auf die Bedürfnisse des jeweiligen 
Rechteinhabers zugeschnitten sein. 

Um kumulierende Rechte am gleichen Schutzgegenstand 
sowie eine erneute Vermischung der Rechtspositionen ef-
fektiv zu vermeiden, wäre dafür zu sorgen, dass das Urhe-
berrecht und die hieraus fl ießenden Positionen nicht oder 
nur sehr eingeschränkt an Dritte abgetreten werden kön-
nen. Eine Abtretung seiner Rechte durch den Urheber wäre 
nicht mehr nötig, wenn der Verwerter über ein eigenes Recht 
verfügen würde.5 Sie wäre auch nicht opportun, wenn man 
anerkennen würde, dass die urheberrechtlichen Rechtspo-
sitionen nur insoweit gerechtfertigt sind, als sie in den Hän-
den des Urhebers liegen. Gerade hieran krankt das geltende 
System: Rechtspositionen, die dem Urheber aus Wertungs-
gründen zugestanden werden, können von einer anderen 
Interessengruppe ohne weiteres annektiert werden. Das 
sollte unterbunden werden.

Deutlich wird der Gedanke an einem einfachen Beispiel: Aus 
Sicht des Alimentationsinteresses des Urhebers erscheint 
es angemessen, ihm auch langfristig Ansprüche auf eine 
wirtschaftliche Beteiligung gegenüber jedem zu verschaf-
fen, der mit seinem Werk Geld verdient. Da der Verwerter 
grundsätzlich nach marktwirtschaftlichen Kriterien ope-
rieren muss (wie jeder andere Unternehmer), sind solche 
Ansprüche auf seiner Seite jedoch im Zweifel nicht ange-
messen. Könnte der Urheber ihm – wie es nach geltendem 
Recht möglich ist – seine Ansprüche abtreten, würde diese 
Wertungsentscheidung aufgrund des strukturellen Macht-
gefälles sehr häufi g unterlaufen. Daher ist die Abtretbarkeit 
rechtlich zu unterbinden.

5 Stünden dem Urheber etwa unverzichtbare gesetzliche Ansprüche 
auf Erlösbeteiligung zu, bedürfte er nicht einmal einer vertraglich ver-
einbarten Beteiligung. Die gesetzlichen Ansprüche könnte man so 
ausgestalten, dass hiervon vertraglich nicht nach unten, sondern nur 
nach oben abgewichen werden kann. So könnte das Verhandlungsun-
gleichgewicht zwischen Urheber und Verwerter ausgeglichen werden.

erem Hinsehen war das nie der Fall. Indes: Der Gedanke ist 
eigentlich sehr gerechtfertigt und sollte (wieder) fruchtbar 
gemacht werden. Man könnte überspitzt sagen, dass das 
Urheberrecht heute vor allem ein industriepolitisches Instru-
ment ist, um Wirtschaftsinteressen durchzusetzen. Gegen 
den Schutz wirtschaftlicher Interessen über Immaterialgü-
terrechte spricht nichts, gegen die manipulative Verwen-
dung von Argumenten und Begründungsschemata schon. 
Diese führen zu politischen Fehlentscheidungen und einer 
Verklärung der Sachlage.

Mit den Interessen der kreativ Schaffenden zu argumen-
tieren, ist in der politischen und öffentlichen Diskussion 
naturgemäß von großem Vorteil. Was kann schon gegen 
ein Recht vorgebracht werden, das die Kreativen davor 
schützt, dass ihre Leistungen ausgebeutet werden, und das 
ihnen eine wirtschaftliche Existenzgrundlage schafft? Wer 
kann schon dagegen argumentieren, dass das Recht, das 
zunächst für nur 14 Jahre gewährt wurde, in regelmäßigen 
Abständen verlängert wird? Immerhin geht es hierbei doch 
darum, den Urheber und seine Erben fi nanziell abzusichern.

Dass es im Urheberrecht hierum letztlich nur sehr unterge-
ordnet geht, zeigt sich vor allem an einem Umstand: Obwohl 
der Urheber schon immer auch und vor allem Schutz vor 
seinem Vertragspartner brauchte (dem Verleger, dem Film-
hersteller usw.), war das Urheberrecht stets so ausgestal-
tet, dass er alle Rechtspositionen, die ihm Geld einbringen,  
mehr oder weniger vollständig abtreten konnte. Unter dem 
Diktat der Vertragsfreiheit wird es dem zumeist übermächti-
gen Verwerter überlassen, ob und wenn wie viel der Urheber 
von den Erlösen abbekommt. Nur das Persönlichkeitsrecht 
bleibt ihm, zumindest soweit wirtschaftliche Interessen des 
Verwerters hierdurch nicht übermäßig beeinträchtigt wer-
den. Ein solches System ist nicht dazu geeignet (man könnte 
mutmaßen: auch nicht dazu bestimmt), um den Urhebern 
ein Einkommen zu sichern. 

Die im Urheberrecht angelegte – vermeintliche – Schicksals-
gemeinschaft zwischen Urheber und Verwerter ist ein Ge-
niestreich der Kreativwirtschaft und wohl einer der größten 
Lobbyerfolge aller Zeiten. Sie ist der Grund dafür, dass in 
Urheberrechtsdebatten sehr erfolgreich kulturelle, romanti-
sche und moralische Aspekte vorgeschoben werden (kön-
nen), obwohl es fast ausschließlich um reine Wirtschaftsin-
teressen, genauer darum geht, den Verlagen, Musik- oder 
Filmunternehmen weitergehende Monopole zur Gewinnma-
ximierung zu bescheren. 

Diese Vermischung völlig unterschiedlicher Funktionen in 
einem „Urheberrecht“ führt zu massiven Ineffi zienzen und 
dazu, dass der Blick auf die unterschiedlichen Interessen 
und Anforderungen an den Schutz kreativer Leistungen ver-
stellt wird. Dies zu unterbinden ist eine der großen Heraus-
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Mit einer solchen systematischen Trennung von Urheber- 
und Verwerterrechten könnte die Zweckentfremdung des 
„Geistigen Eigentums“ rückgängig gemacht und im gleichen 
Zuge die Legitimationskrise des Urheberrechts beendet 
werden. Dies würde wiederum die Anerkennung des Schut-
zes kreativer immaterieller Güter fördern und die Bedeu-
tungserosion (gerade im Hinblick auf die wichtigen Interes-
sen des Urhebers) des Urheberrechts aufhalten.

Fazit

Wie das Urheberrecht der Zukunft aussehen soll, ist schwer 
zu beantworten. Derzeit ist die Forschung noch weitgehend 
mit der Problemanalyse beschäftigt. Aus wissenschaftli-
cher Sicht eindeutig ist, dass es nicht weitergehen kann wie 
bisher. Das Konzept des Urheberrechts ist – aus ökonomi-
scher Sicht – stark auf das Geschäftsmodell ausgerichtet, 
Werkkopien herzustellen (Bücher, Schallplatten usw.) und 
sie in Umlauf zu bringen. Dieses Modell hat in Zeiten gut 
funktioniert, als solche Handlungen aufwändig, kompli-
ziert und teuer waren und das Urheberrecht sich daher nur 
an ein sehr kleines Marktsegment professioneller Akteure 
richtete. In einer Umgebung, in der es jedoch auch Privat-
personen (und jedem anderen) ohne weiteres möglich und 
zudem kaum zu kontrollieren ist, Werkkopien zu (ver-)teilen, 
noch dazu weltweit, stößt das Modell an seine Grenzen. Das 
Urheberrecht ist als Verhaltensrecht für den Bürger viel zu 
komplex. Es scheint undenkbar, es so zu vereinfachen, dass 
es zu einer Art Straßenverkehrsordnung des Internets wird. 
Will man die für alle Beteiligten untragbare Situation ändern, 
in der das Recht massenhaft verletzt wird und tagtäglich 
Millionen von Nutzungen ohne jegliche Vergütung für Künst-
ler und Kreativunternehmen vorgenommen werden, bedarf 
es eines grundlegend überarbeiteten Regelungsansatzes. 
Ein solcher ist auch notwendig, um aus dem Urheberrecht 
endlich das Schutzrecht für kreativ Schaffende zu machen, 
das es eigentlich sein soll und angeblich immer sein sollte.

Ein anderes Beispiel, an dem sich zeigt, wie sinnvoll eine 
systematische Trennung von Urheber- und Verwerterrech-
ten wäre, ist die Schutzdauer. Die geltende Schutzdauer für 
Urheberrecht beträgt für alle Werke 70 Jahre nach dem Tod 
des Urhebers (was häufi g auf einen Schutz von über 100 
Jahren hinausläuft). Begründet werden können derart lange 
Schutzfristen letztlich nur mit den Interessen des Urhebers 
an einer Alimentation seiner Erben oder mit persönlichkeits-
rechtlichen Belangen. Aus ökonomischer Sicht sind sie viel 
zu lang und führen – in Händen der Verwerter – zu Ineffi zi-
enzen, nicht zu rechtfertigenden Wettbewerbsbeschrän-
kungen und Wohlfahrtsverlusten. Um derartige Effekte zu 
verhindern, ohne dabei die Wertungen zugunsten des Urhe-
bers zu unterlaufen, müsste gewährleistet werden, dass die 
Schutzdauer auf Seiten des Verwerters kürzer ist als beim 
Urheber. Wenn sich der Verwerter jedoch die Rechte des 
Urhebers durch Vertrag verschaffen kann, ist eine solche 
Trennung schwer denkbar. 

Trennt man Urheber- und Verwerterrecht dagegen syste-
matisch, ist es kein Problem, sie unterschiedlich auszuge-
stalten. In Bezug auf die Schutzdauerfrage wäre es z.B. na-
heliegend, die Rechte der Werkmittler ausschließlich nach 
ökonomischen Prinzipien zu berechnen und nur kurzzeitig 
zu verleihen oder gar von Registrierungspfl ichten abhängig 
zu machen. Ausschließliche Rechte könnten etwa nach dem 
Vorbild des Patentrechts nur solange gewährt werden, wie 
sie in ökonomischer Hinsicht effi zient sind. Hierbei würde 
man sich im Zweifel an der üblichen Amortisationsdauer für 
die notwendigen Investitionen orientieren.6 

6 Am Beispiel der Schutzdauerfrage zeigt sich, dass die Forschung in 
Bezug auf Langzeitperspektiven bei der Urheberrechtsregulierung 
noch sehr am Anfang steht. Vgl. T. Kreutzer: Das Modell des deut-
schen Urheberrechts und Regelungsalternativen, Baden-Baden 
2008, S. 478 ff.; sowie den Abschlussbericht des Forschungsprojekts 
„Co:llaboratory – Regelungssysteme für informationelle Güter“, S. 59 
ff. (http://dl.collaboratory.de/reports/Ini3_Urheberrecht.pdf).

Title: Copyright for the 21st Century – An Alternative Approach to a Regulative System for Creative Goods

Abstract: The article describes the challenges of copyright protection in the digital world. Starting from the observation that copyright 

is one of the most disputed regulative systems in the 21st century, it analyses the reasons for the intensity of the public and political 

debate. The analysis comes to the conclusion that the main reason for this is the radical change of impact copyright law has under-

gone since computers and Internet access found their way into almost every household. What was designed as a regulative system for 

professional market players became a statutory code of conduct for the general public. However, the necessary steps to acknowledge 

this elementary change were never taken by the legislators. The article concludes that a copyright that affects professional authors, 

rights holders, prosumers and consumers alike needs signifi cant conceptual modifi cations. Several proposals for short-, middle- and 

long-term changes of the copyright systems are offered.

JEL-Classifi cation: D23, K11, O34



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (ISO Coated v2 300% \050ECI\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Perceptual
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /PDFA1B:2005
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<


    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e55464e1a65876863768467e5770b548c62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc666e901a554652d965874ef6768467e5770b548c52175370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>



    /HUN <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF adatti per visualizzare e stampare documenti aziendali in modo affidabile. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 6.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020be44c988b2c8c2a40020bb38c11cb97c0020c548c815c801c73cb85c0020bcf4ace00020c778c1c4d558b2940020b3700020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken waarmee zakelijke documenten betrouwbaar kunnen worden weergegeven en afgedrukt. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 6.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>


    /SKY <>

    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>

    /ENU <FEFF004a006f0062006f007000740069006f006e007300200066006f00720020004100630072006f006200610074002000440069007300740069006c006c0065007200200039002000280039002e0034002e00350032003600330029002e000d00500072006f006400750063006500730020005000440046002000660069006c0065007300200077006800690063006800200061007200650020007500730065006400200066006f00720020006f006e006c0069006e0065002e000d0028006300290020003200300031003100200053007000720069006e006700650072002d005600650072006c0061006700200047006d006200480020>
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


